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Bar jeder
Glaubwürdigkeit
Falsche Tatsachen, gravierende Lücken, inkorrekt wiedergegebene Zitate: In der
Berichterstattung über den digitalen Euro und die Bargeldabschaffung ist alles dabei.
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Wenn es um das Bargeld geht und die Möglichkeit
seiner baldigen Abschaffung, unterlaufen den großen
Medien in letzter Zeit reihenweise gravierende Fehler.
Diese werden von den Lesern normalerweise nicht
bemerkt, wenn sie die Beiträge nur überfliegen und —
was immer ein Fehler ist — davon ausgehen, dass sie
schon irgendwie stimmen werden. Der Autor gab sich
damit nicht zufrieden und hakte nach. Seine
Schlussfolgerungen sind besorgniserregend. Angesichts
des überall zu beobachtenden Sterbens der



Geldautomaten werden Gerüchte gestreut,
Einzelhändler würden künftig an Kunden Bargeld
ausgeben, selbst wenn diese keine Waren bei ihnen
einkaufen. Bei genauerem Hinsehen entbehrt diese
Behauptung jedoch jeder Grundlage. Warum aber
sollten Medien gerade bei diesem heiklen Thema die
Unwahrheit sagen?

Falsche Tatsachen

In einem Beitrag vom Bayerischen Rundfunk von Januar 2023 heißt
(https://www.br.de/nachrichten/wirtschaft/bargeld-abschaffen-
vor-nachteile-digitales-bezahlen,TTrrrHA) es bis heute, in
Deutschland gebe es inzwischen „eine rechtliche Obergrenze für
Bargeldzahlungen“. Die liege bei 10.000 Euro. Auch das ist falsch.
Ferner schrieb der Autor, dass „seit 2023“ ein Bargeldverbot beim
Immobilienkauf gelte. Tatsächlich griff die Regelung
(https://www.lto.de/recht/juristen/b/barzahlung-verbot-
immobilien-geldwaesche-notar-sanktionsdurchsetzung-

Dass sich große Medien Fehler erlauben, wenn es um die Höhe
geltender Barzahlungsgrenzen geht, ist keine Seltenheit. Laut einem
Beitrag (https://www.tagesschau.de/wirtschaft/geldwaesche-
deutschland-101.html) auf Tagesschau.de, erschienen am 29.
September 2021, liegt die Bargeldobergrenze in Spanien „bei 2.500
Euro, in Italien bei 1.000 Euro“. Beide Zahlen waren bereits zum
Veröffentlichungszeitpunkt falsch: Das Limit betrug in Spanien
(https://bargeldverbot.info/2021/11/26/18-eu-laender-
bargeldobergrenzen/#Spanien) 1.000 Euro, in Italien
(https://bargeldverbot.info/2021/11/26/18-eu-laender-
bargeldobergrenzen/#Italien) 2.000 Euro.
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verfassungswidrig/) erst ab dem 1. April 2023.

Mangelnde Fehlerkultur

Am 28. Juni 2023 stellte die EU-Kommission ihre Pläne für den
digitalen Euro vor. Zugleich präsentierten die Kommissare einen
Verordnungsentwurf (https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52023PC0364), der
„Probleme bei der Annahme von Bargeld“ und „Schwierigkeiten
beim Zugang zu Bargeld“ lösen soll
(https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda
_23_3502). Konkret würden die Mitgliedsstaaten verpflichtet, derlei
Probleme zu beobachten und — wenn es notwendig erscheint —
Gegenmaßnahmen zu ergreifen (1). Im Gesetzesentwurf für den
digitalen Euro wiederum sind bereits Strafen für Einzelhändler
vorgesehen (https://bargeldverbot.info/2023/07/01/e-euro-
bargeld-digitalisieren/) für den Fall, dass sie das neue elektronische
Zahlungsmittel ablehnen. Medien berichteten in dem
Zusammenhang fälschlich, wie Brüssel den Zugang zu Bargeld
sicherstellen möchte:
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• Weil die EU-Kommission merke, dass der Abbau von Geldautomaten
und die Schließung von Bankfilialen Schwierigkeiten bereite, „sollen
Einzelhändler künftig Scheine und Münzen auch ausgeben können,
ohne dass Verbraucherinnen und Verbraucher etwas kaufen“
(Frankfurter Rundschau (https://www.fr.de/wirtschaft/digitaler-
euro-in-den-startloechern-was-genau-das-virtuelle-bargeld-ist-und-
wann-das-kommt-zahlungsmittel-
92432197.html#:%7E:text=Die%20EU-
Kommission%20hat%20erkannt,Verbraucherinnen%20und%20Verbra
ucher%20etwas%20kaufen), 31. Juli 2023).

• „Mit dem digitalen Euro sollen Kunden künftig bei Einzelhändlern
Bargeld ausgehändigt bekommen können, ohne dass sie etwas
kaufen“ (rbb24
(https://www.rbb24.de/wirtschaft/beitrag/2023/06/digitaler-euro-
berlin-brandenburg-faq-bargeld-ezb-eu-waehrung.html) und
Tagesschau.de
(https://www.tagesschau.de/inland/regional/brandenburg/rbb-
halb-karte-halb-bargeld-wie-der-digitale-euro-funktionieren-soll-
102.html), 30. Juni 2023).

• „Soll mit dem digitalen Euro das Bargeld abgeschafft werden? Nein,
es soll sogar leichter verfügbar werden.“ So „sollen Einzelhändler
künftig Scheine und Münzen auch ausgeben können, ohne dass
Verbraucher etwas kaufen“ (NDR
(https://web.archive.org/web/20231031114352/https:/www.ndr.de/r
atgeber/Was-bringt-der-digitale-Euro-Fragen-und-
Antworten,digitalereuro102.html), 29. Juni 2023).

Der Deutschlandfunk ergänzt
(https://www.deutschlandfunk.de/digitaler-euro-102.html) in
einem laufend aktualisierten Beitrag ein weiteres Detail über die
geplante Bargeld-Verordnung:

„So sollen die Gebühren an Geldautomaten transparenter werden und

Einzelhändler Münzen und Scheine wechseln müssen, ohne dass die

Kunden etwas kaufen.“

Beide Aussagen finden sich, mit kleinen stilistischen Unterschieden,
spätestens
(https://web.archive.org/web/20230712103543/https:/www.deuts
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chlandfunk.de/digitaler-euro-102.html) seit dem 9. Juli 2023 auf der
Internetseite des öffentlich-rechtlichen Senders.

Weder in der Bargeld-Verordnung (https://eur-
lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?
uri=CELEX:52023PC0364) noch in den online verfügbaren
Presseerklärungen aus Brüssel vom 28. Juni 2023 fand ich einen
Hinweis, dass solche Maßnahmen geplant wären (2). Ich versuchte
meine Zweifel daran zu erhärten, dass Geschäfte in Zukunft Bargeld
wechseln oder ausgeben müssten, und schrieb der EU-Kommission.
Ein Pressesprecher antwortete, dass ihm derlei Pläne nicht bekannt
seien und dass es in Brüssel unüblich sei, wenige Monate nach
Vorlage eines Gesetzesvorschlags noch weitere Initiativen im selben
Bereich zu starten.

Korrigierte Beiträge listet der Deutschlandfunk auf einer speziellen
Seite: „Fehlerkultur: Korrekturen und Richtigstellungen für
Transparenz und Glaubwürdigkeit — und gegen
Verschwörungstheorien und Manipulationsvorwürfe“ heißt
(https://www.deutschlandfunk.de/korrekturen-102.html) es ganz
oben.

Ich nutze die angegebene E-Mail-Adresse und mache die
Redaktion am 31. Oktober 2023 darauf aufmerksam,
dass etwas nicht stimmt mit der Aussage, Einzelhändler
müssten in Zukunft als Geldwechsler oder Bankautomat
fungieren. Auch nach 14 Tagen bleibt die Antwort aus.
Die Falschtatsache steht weiterhin auf der Webseite.

Parallel schreibe ich dem Norddeutschen Rundfunk. Dort nimmt man
den Hinweis ernst und korrigiert den Beitrag innerhalb von drei
Tagen. Eine Übersicht über wichtige Änderungen bietet auch dieser
Sender: „Wir stehen zu unseren Fehlern! Transparent macht sie der
NDR schon seit Langem. Dies geschieht vor allem dort, wo sie
passiert sind — direkt unter den Online-Beiträgen als Hinweis der

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52023PC0364
https://www.deutschlandfunk.de/korrekturen-102.html


Redaktion gekennzeichnet. Um es noch klarer zu machen, gibt es
diese Seite“ für Korrekturen
(https://www.ndr.de/home/korrekturuebersicht100.html). Doch
14 Tage nach meiner E-Mail findet sich weder dort noch unter dem
betroffenen Beitrag ein Änderungsvermerk.

Gravierende Lücken

„Ein Land ohne Bargeld — damit es faire Wahlen geben kann“ titelt
(https://www.welt.de/politik/ausland/article243958197/Wahlen-
in-Nigeria-Ein-Land-ohne-Bargeld-damit-frei-gewaehlt-werden-
kann.html?icid=search.product.onsitesearch) die Welt am 25.
Februar 2023. Im Dezember des Vorjahres hatte Nigerias
Zentralbank die Banken angewiesen
(https://norberthaering.de/bargeld-widerstand/nigeria-cash-
enaira/), ihren Kunden nur mehr bescheidene Summen Bargeld
auszuzahlen: am Schalter 100.000 Naira pro Privatperson und
Woche; das entsprach 214 Euro. Bei Überschreitung des
Höchstbetrags sollten die Banken eine Strafzahlung von fünf
Prozent abziehen. Im selben Zug erschienen neue 200-, 500- und
1.000-Naira-Banknoten; für die alten wurde eine kurze
Umtauschfrist verkündet.

„Die Regierung hatte mit einer Währungsreform eigentlich
Bestechung verhindern wollen — und löste stattdessen ein Chaos
aus“, heißt es in der Welt. Davon liefert die Zeitung eine
eindrückliche Reportage. Doch geht es wirklich nur um
Bestechung? Zentralbankchef Godwin Emefiele sagte
(https://www.cbn.gov.ng/Out/2022/CCD/Press%20Remarks%20
on%20New%20Naira%20BanknotesOct2022%20Final.pdf) der
Presse am 26. Oktober 2022: „Statistiken zeigen, dass sich über 85
Prozent des Bargeldumlaufs außerhalb der Tresore der
Geschäftsbanken befinden.“ Dies „ist ein besorgniserregender
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Trend, der sich nicht fortsetzen darf“.

Der Zentralbankchef benannte damit einen möglichen Profiteur: Ein
Detail mehr — und die Geschichte erscheint in neuem Licht.
Emefiele sagte beim selben Anlass: „Wir glauben außerdem, dass die
Neugestaltung der Währung unsere Bemühungen um eine
bargeldlose Wirtschaft unterstützen wird“ — das befördere den
Umlauf der elektronischen Naira, Nigerias Digitalwährung.

Probleme beim Zitieren

Mit „‚Das Bargeld ist nicht in Gefahr‘“ kommentierte
(https://www.zeit.de/2023/36/bargeld-abschaffung-karl-
nehammer-oesterreich/komplettansicht) die Zeit mit einem Zitat in
der Titelzeile den Vorstoß des österreichischen Bundeskanzlers,
Bargeld verfassungsrechtlich abzusichern. Wahrscheinlich wurde
der Satz aus den Worten von ÖVP-Politiker Othmar Karas
abgeleitet. Ihn zitieren die Autoren im Text mit: „Das Bargeld
braucht nicht ‚gerettet‘ zu werden, weil es nicht in Gefahr und in
den EU-Verträgen abgesichert ist.“

Das bestätige auch Martin Selmayr, Vertreter der EU-Kommission in
Österreich, in einer Nachricht
(https://twitter.com/MartinSelmayr/status/1687781364148396032)
auf Twitter (X). „‚Maßnahmen, die die rechtliche oder faktische
Abschaffung des Bargelds bezwecken oder bewirken, sind nicht
zulässig‘“, zitiert die Zeit den Beamten. Tatsächlich jedoch
formulierte er:

„Der EuGH urteilte explizit, dass das EU-Recht ‚einer Regelung

entgegensteht, die die rechtliche oder faktische Abschaffung des Euro-

Bargelds bezweckt oder bewirkt, indem sie insbesondere die

Möglichkeit untergräbt, eine Geldleistungspflicht in der Regel mit
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solchem Bargeld zu erfüllen‘“ (3).

Doch auch Selmayr selbst zitierte unvollständig und damit
irreführend. Nicht von einer „Regelung“ sprachen
(https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?
text=&docid=236962&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&
occ=first&part=1&cid=3787135) die Richter, sondern vom „Erlass
einer nationalen Vorschrift“. Maßnahmen auf EU-Ebene waren
nicht Verhandlungsgegenstand in dem Gerichtsverfahren
(https://bargeldverbot.info/2022/05/05/bverwg-recht-auf-
barzahlung/) zwischen Norbert Häring und dem Hessischen

Rundfunk.

Faktencheckern vom Bayerischen Rundfunk muss das aufgefallen
sein, denn in ihrem Beitrag vom 22. September 2023 heißt
(https://www.br.de/nachrichten/wirtschaft/wie-eine-
angebliche-bargeldabschaffung-aengste-schueren-
soll%2CTnk5Nj8) es fälschlicherweise, der Europäische Gerichtshof
stelle „laut Selmayr“ fest, „dass das EU-Recht einer nationalen
Vorschrift entgegensteht, die die Abschaffung des Bargeldes
‚bezweckt oder bewirkt‘“.

Irreführende Aussagen

Damit ist eine Gefahr fürs Bargeld nicht aus der Welt. Denn die
zitierten Richter äußerten sich zu Barzahlungsverboten. Wenn der
Einzelhandel Banknoten und Münzen zunehmend ablehnt, geht dem
Bargeld seine wesentliche Eigenschaft verloren: die eines
Zahlungsmittels.

Zu den Standards
(https://web.archive.org/web/20231019033454/https:/ifcncodeof
principles.poynter.org/know-more/the-commitments-of-the-
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code-of-principles) beim Faktenchecken zählt es, alle

Schlüsselelemente einer Behauptung zu überprüfen. Darauf weist
der Wirtschaftsjournalist Norbert Häring in einer ausführlichen
und lesenswerten Kritik (https://norberthaering.de/propaganda-
zensur/faktenfuchs-bargeld/) hin. Hätte sich der Bayerische

Rundfunk daran gehalten, wäre er in seinem Faktencheck zu dem
Schluss gekommen, dass Warnungen vor einer Bargeldabschaffung
insofern begründet sind, als Bargeld seine Bestimmung als
Zahlungsmittel zu verlieren droht.

Der Bayerische Rundfunk hatte die These zweier Internetnutzer
überprüft. Sie zitiert der Sender im Hörbeitrag mit den Sätzen
„Achtung, Bargeld soll weg!“ und „Die wollen die totale Kontrolle —
und es wird kommen, so oder so“. Der BR interpretierte aus den
Aussagen, „die EU plane, Bargeld komplett abzuschaffen“. Das
stimme nicht.

Eine Definition dieser kompletten Bargeldabschaffung
lieferten die Faktenchecker nicht. Ist der Punkt erreicht,
wenn Barzahlungen ab null Euro verboten sind? Oder
wenn kein Geschäft Bargeld akzeptiert? Oder vielleicht
dann, wenn die Europäische Zentralbank die Ausgabe
von Banknoten einstellt oder gar alle umlaufenden
Scheine für ungültig erklärt?

Immer wieder tauche die Forderung auf, Bargeld im Grundgesetz zu
verankern, so der BR.

„Doch das ist gar nicht nötig. Die Fakten: Bargeld ist in der

Europäischen Union durch das Verfassungsrecht geschützt. Würde

man Bargeld als Zahlungsmittel abschaffen wollen, müssten alle 27

Mitgliedstaaten zustimmen.“

Die Botschaft also: Alles in bester Ordnung.
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Österreichs Nationalbankchef Robert Holzmann kritisierte
(https://www.oenb.at/dam/jcr:13bb62de-0dde-4161-99d2-
c31b60ccdf4d/interview-holzmann-krone-2023-08-14.pdf) in
einem Gespräch mit der Kronen-Zeitung von August 2023, dass die
Debatte „nicht präzise“ geführt werde.

„In den EU-Verträgen ist zwar festgelegt, dass der Euro das

gesetzliche Zahlungsmittel ist. Aber im EU-Recht ist nicht geregelt, ob

das Bargeld als Zahlungsmittel angenommen wird. Da braucht es eine

Nachschärfung.“

Immer mehr Geschäfte lehnen
(https://www.ecb.europa.eu/stats/ecb_surveys/space/html/ecb.
spacereport202212%7E783ffdf46e.en.html) Bargeld ab. Auf die Frage
der Krone, ob er befürchte, „dass eine Abschaffung des Bargelds
durch die Hintertür kommt“, antwortete Holzmann: „‚Wehret den
Anfängen‘, kann ich da nur sagen.“

Unklare Begrifflichkeiten

Um zu vermeiden, dass der Hörer oder Leser einen falschen Schluss
zieht, bedarf es zumindest einer klaren Definition der diskutierten
These. Ob Bargeld geschützt oder Barzahlungen vor einem
Totalverbot durch die Mitgliedsländer geschützt sind, macht einen
Unterschied.

Mit dem Untertitel „Rechtspopulisten warnen vor einer
angeblich drohenden Bargeldabschaffung, um Angst
vor ‚totaler Überwachung‘ zu verbreiten“ hat der
Bayerische Rundfunk in der Onlineversion seines
Faktenchecks zudem einer nicht näher definierten
Gruppe von Menschen ein Motiv unterstellt, für das er
keinen Beweis vorbringt.

Das lässt generell ein unschönes Bild von Leuten entstehen, die vor
der Verdrängung oder Abschaffung des Bargelds warnen
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(https://bargeldverbot.info/stimmen/).

Fazit

Öffentlich-rechtliche Medien, namentlich NDR und
Deutschlandfunk, werben mit Fehlerkultur, während sich Teile ihrer
Leserschaft weiterhin in dem Glauben wiegen, die EU-Kommission
plane, Einzelhändler zu verpflichten, Bargeld zu wechseln oder
auszugeben. Rundfunkgebühren-finanzierte Sender haben sich auf
Informationen aus zweiter Hand verlassen, obwohl die Primärquelle,
das heißt der Entwurf zur Bargeldverordnung, von Anfang an
öffentlich im Internet stand. Mehr Recherche wäre wünschenswert.

Leser sollten sich darauf verlassen können, dass Zitate in
Anführungszeichen dem Original entsprechen. Für die
bedeutungswahrende Wiedergabe entgegen dem Wortlaut gibt es
die indirekte Rede. Dass der Bayerische Rundfunk der Aussage von
Martin Selmayr eine ursprünglich nicht vorhandene Bedeutung
hinzufügt, ist ein No-Go. Im Umgang mit eigenen Fehlern, genauso
wie mit Thesen, Fakten und Zitaten, darf von großen Sendern und
Verlagen mehr erwartet werden.

Hakon von Holst, Jahrgang 1999, ist Journalist und
Lektor. Sein Herz hängt an der Natur, an Musik, Poesie
und Gesang. Seit 2019 engagiert er sich für die Zukunft
des einzigen etablierten freien Zahlungssystems:
Bargeld. Seine Recherchen mündeten in mehr als 80
Publikationen. Schon als 11-Jähriger informierte er in
einem eigenen Newsletter über die Proteste rund um



Stuttgart 21. Heute lebt er im Südwesten Deutschlands in
Nähe zur Schweiz. Weitere Informationen unter
hakonvonholst.de (http://hakonvonholst.de/).
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